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Das Zuger Behördenverzeichnis ist ein umfassendes Infor-
mationsgefäss, das zum Ziel hat, alle Zuger Behörden-
mitglieder zu erfassen. Einerseits werden die Amtsinhaber
einer Behörde aufgelistet, und anderseits ist das Behörden-
verzeichnis eine Art Lexikon der Persönlichkeiten, die sich
in der Zuger Politik als Behördenmitglieder auf eidgenös-
sischer, kantonaler oder gemeindlicher Ebene aktiv enga-
gierten. Das Projekt «Zugerisches Behördenverzeichnis»
wurde bereits vor zehn Jahren im Tugium vorgestellt.1

Damals wurde als Ziel formuliert, die kantonalen Behörden
seit 1848 und die gemeindlichen Behörden seit 1874 sowie
die Zuger Vertreter in den eidgenössischen Behörden seit
1848 vollständig zu bearbeiten. Dieses Ziel ist heute er-
reicht. Das Ergebnis steht der Öffentlichkeit über das Inter-
net unter www.zug.ch/staatsarchiv in Form von Listen zur
Verfügung.

Die Grundlage des Zuger Behördenverzeichnisses bil-
det eine elektronische Datenbank, die vom Staatsarchiv 
gepflegt wird.2 Diese dient vor allem für die Erfassung und
Pflege der Informationen sowie für den Export von aus-
gewählten Daten, sei es für die erwähnten Behördenlisten
im Internet oder für gezielte Auswertungen nach verschie-
denen Fragestellungen. 

Aufbau
Die Behördendatenbank hat drei Hauptelemente: die Be-
hördentabelle, die Personentabelle und die Amtsträger-
tabelle (Abb.1). 

Behördentabelle
Die Behördentabelle ist hierarchisch dreistufig. Die erste
Stufe gliedert sich in die drei politischen Ebenen Bund,
Kanton und Gemeinde. Die zweite Stufe strukturiert die
drei politischen Ebenen nach zeitlichen beziehungsweise
nach verfassungsrechtlichen Kriterien. So wird beispiels-
weise die kantonale Ebene in die Perioden «Stand Zug bis
1798», «Kanton Zug 1803–1848» und «Kanton Zug seit
1848» unterteilt (Tab. 1). Die dritte und unterste Stufe listet
die einzelnen Behörden auf. 

Personentabelle
In der Personentabelle werden Personen aufgenommen, die
ein politisches Amt bekleideten oder bekleiden, sowie
deren (Ehe-)Partner. Zu jeder Person werden – soweit be-
kannt – ausgewählte biografische Daten erfasst. Die Perso-
nentabelle wird alphabetisch dargestellt. 

Blickpunkt: 
Das Zuger Behördenverzeichnis

1 Urspeter Schelbert, Das Projekt «Zugerisches Behördenverzeichnis».
Tugium 12, 1996, 8–13. 

2 Das EDV-Programm ist ein selbständiger Teil von CMISTAR und wur-
de nach den Vorgaben des Staatsarchivs Zug von der Firma CMIAG,
Schwerzenbach, entwickelt. 

• Name: Für jede Person wird in der elektronischen Daten-
bank zwingend ein Familienname erfasst: für Männer und
unverheiratete Frauen der angestammte Familienname und
für verheiratete Frauen – soweit bekannt – der bei der Wahl
aktuelle, zusammengesetzte Name, beispielsweise «Iten-
Meier» oder aber «Meier Iten». Namenwechsel und ins-
besondere die neuen zivilstandsrechtlichen Möglichkeiten
bezüglich der freien Namenwahl für Frau und Mann bei der
Heirat sind bis jetzt in der Struktur der Datenbank nicht
berücksichtigt. Diese werden bei einer bevorstehenden
Überarbeitung der Datenbank aber umgesetzt werden. In
der im Internet veröffentlichten Listendarstellung verzich-
ten wir aus grundsätzlichen Überlegungen auf die Verwen-
dung des zusammengesetzten Familiennamen, sowohl bei
Männern wie bei Frauen. Bei Namenswechseln während
einer Amtsdauer, beispielsweise wegen Heirat oder nach
einer Scheidung, wird bei den Behördentabellen in Klam-
mern auf den neuen Namen verwiesen, zum Beispiel:
«Meier (später: Müller)» und im Personenregister wird auf
den Haupteintrag verwiesen wie «Meier siehe Müller».

Amtsträger

Personen Behörden

Abb. 1
Zuger Behördenverzeichnis. Haupttabellen der Behördendatenbank.
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Schweiz
*Eidgenossenschaft bis 1798
*Staatenbund von 1803–1848
Schweizerische Eidgenossenschaft seit 1848

Kanton Zug
*Stand Zug bis 1798
*Kanton Zug 1803–1848
Kanton Zug seit 1848

Zugerische Gemeinden
*Stadt Zug bis 1798
*Gemeinden 1803–1848
*Politische Gemeinden 1848–1874
*Korporationsgemeinden seit 1848
Einwohnergemeinden seit 1874
Bürgergemeinden seit 1874
Römisch-katholische Kirchgemeinden seit 1874
Evangelisch-reformierte Kirchgemeinde seit 1863

Tab. 1
Übersicht über die erste und zweite Stufe der Behördentabelle (* = nur
teilweise erfasst oder in Vorbereitung).
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• Vorname, Vornamenvarianten: Die Ausprägungen des
Vornamens unterliegen oft einem recht grossen Ideenreich-
tum der Namensträger. Auch Vornamenwechsel sind keine
Seltenheit, so dass oftmals nicht entschieden werden kann,
welches der gültige beziehungsweise der gebräuchlichste
Vorname einer Person ist. Zum Beispiel nennt sich eine
Elisabeth gleichzeitig auch Bethi oder ein Josef schreibt
sich einmal Joe und gleichzeitig auch Sepp. Im Allgemei-
nen haben wir uns für jenen Vornamen entschieden, der 
in öffentlichen Dokumenten im Zusammenhang mit der
Wahl verwendet worden ist. Vorgefundene Vornamen-
varianten, Namen-Zusammensetzungen, Doppelnamen und
umgangssprachliche Formen werden im Feld Vornamen-
varianten erfasst. Auf Übernamen wird im Feld Familiäres
hingewiesen.
• Geburtsdatum und Todesdatum: Die Lebensdaten gelten
zusammen mit dem Vor- und Familiennamen als wesent-
liche und unverwechselbare Identifikationsmerkmale. Ziel
ist es, bei möglichst allen Personen die genauen Lebens-
daten zu erfassen. Oft lassen sich aber das genaue Datum
der Geburt oder – noch häufiger – des Todes (Tag und
Monat) nicht finden, sondern nur das Geburts- beziehungs-
weise Todesjahr. Das Datumsfeld lässt deshalb die Eingabe
auch einer blossen Jahreszahl zu. In einem Kommentarfeld
zum Todesdatum werden ergänzende und erläuternde 
Informationen notiert, zum Beispiel «Verschollen» oder
«In Australien gestorben». 
• Geschlecht: Um auch geschlechtsspezifische Abfragen
machen zu können, wird das Geschlecht jeder Person er-
fasst.
• Wohnort(e): Als Wohnort wird im Allgemeinen jener Ort
erfasst, welcher bei der Wahl einer Person in eine Behörde
genannt wird. Wohnortswechsel vor, während und insbe-
sondere nach Abschluss der politischen Karriere sind nicht
systematisch erfasst. 
• Bürgerort(e) und Bürgerkanton(e): In der Datenbank kön-
nen für jede Person bis zu drei Bürgerorte samt Kanton 
erfasst werden. Bis in die zweite Hälfte des 20. Jahrhun-
derts hatten der Bürgerort beziehungsweise die Bürgerorte
im Alltag und rechtlich eine grössere Bedeutung als heute.
In der Datenbank sind die Bürgerorte der Behördenmitglie-
der bis zum Ende des 20. Jahrhunderts möglichst vollstän-
dig erfasst, seither ist der Aufwand, diese Informationen
vollständig zu beschaffen, zu stark gestiegen.
• Familiäres: Die Rubrik Familiäres, ein fakultatives Text-
feld, dient für Hinweise auf die Herkunft, auf verwandt-
schaftliche Beziehungen, auf Übernamen und ähnliches.
Die häufigsten Einträge sind formalisiert, wie «Sohn bzw.
Tochter des Hans und der Maria, geb. Rust» oder «Genannt
‹Wymatt Pauli›».
• Ausbildung/Beruf: Das fakultative Textfeld Ausbildung/
Beruf enthält Angaben zum beruflichen Umfeld. Die Ein-
gaben sind weder formalisiert noch systematisiert und
haben etwas Zufälliges, so dass beispielsweise unmittelbar

keine abschliessenden Antworten auf Fragen nach der be-
ruflichen Zusammensetzung eines Rates gegeben werden
können. Die Informationen können aber, obwohl sie oft auf
zufälligen Angaben beruhen, für weitergehende Recher-
chen und Analysen sehr nützlich sein.
• Militär: Das fakultative Textfeld Militär, in dem Angaben
zur militärischen Karriere beziehungsweise zum militä-
rischen Rang notiert werden, hat vor allem für die Identifi-
kation von Personen, die im 19. und frühen 20. Jahrhundert
lebten, Bedeutung. 
• Konfession: Die Angaben zur Konfession sind fakul-
tativ erfasst, das heisst, wenn die Zugehörigkeit zu einer
Religionsgemeinschaft offensichtlich aus den Quellen er-
schlossen werden kann, wird auch eine Zuweisung vorge-
nommen. Im 19. und noch bis weit in die zweite Hälfte des
20. Jahrhunderts kommt der Konfessionszugehörigkeit im
öffentlichen Leben grosse Bedeutung zu. Seit dem letzten
Viertel des 20. Jahrhunderts aber wird die Bekanntgabe 
der Konfessionszugehörigkeit zunehmend zu einer reinen
Privatsache.
• Partei: Das fakultative Textfeld Partei in der Personen-
tabelle dient, im Unterschied zur Parteiinformation bei der
Tabelle Amtsträger, wo eine strukturierte Eingabe verlangt
wird, der Beschreibung der politischen Ausrichtung einer
Person beziehungsweise der Parteizugehörigkeit oder all-
fälligen Parteiwechseln.
• Literatur: Im fakultativen Textfeld Literatur werden Ver-
weise auf biografische Arbeiten notiert. Meist handelt es
sich um Verweise auf Nachrufe. Im Rahmen dieses Projek-
tes sind die seit der Mitte des 19. Jahrhunderts in Zug er-
scheinenden Zeitungen bis Ende 2006 systematisch nach
Nachrufen auf verstorbene Politikerinnen und Politiker
durchforscht worden. Die betreffenden Nekrologe wurden
fotokopiert und in eine Sammlung von politischen Nach-
rufen integriert. 
• Partner: Die Ehepartnerbeziehungen werden, soweit
diese im Zusammenhang mit der Erwähnung einer Person
als Behördenmitglied in öffentlichen Unterlagen ersicht-
lich sind, erfasst und dokumentiert. Vor allem für Behör-
denvertreter aus Gemeinden mit einer grossen Dichte glei-
cher Familien- und Vornamen, wie Iten in Ober- und 
Unterägeri oder Hürlimann in Walchwil, ist die Kenntnis
des Frauennamens für die Identifikation oft entscheidend.
Eine vollständige Erfassung aller Partner der politisch akti-
ven Zugerinnen und Zuger ist aber kein Ziel dieser Behör-
dendatenbank.

Amtsträgertabelle
Die Amtsträgertabelle stellt die Beziehung zwischen der
Personentabelle und der Behördentabelle her, sie be-
schreibt also die Amtszugehörigkeit einer Person in einer
Behörde. Die Amtszugehörigkeit wird durch die Wahl
(Wahljahr beziehungsweise Wahldatum) sowie durch den
Amtsantritt begründet und durch den Amtsaustritt bzw. 



13

-rücktritt beendet. Eine Amtszugehörigkeit kann nur einen
oder wenige Tage dauern oder aber sich über mehrere Le-
gislaturperioden erstrecken. Aufeinanderfolgende Wieder-
wahlen begründen also keine neue Amtszugehörigkeit und
werden in der Behördendatenbank nicht dokumentiert.
Wird eine Person nach einem Ausscheiden später ein wei-
teres Mal in die gleiche Behörde gewählt, so beginnt eine
neue Amtszugehörigkeit. Für die Kantonsräte gilt, dass je-
de Wahl in einem anderen Wahlkreis eine neue Amtszuge-
hörigkeit darstellt. So nimmt der Walchwiler Alois Hürli-
mann (21.11.1916–27. 9. 2003) zunächst 1947 als
Vertreter der Stadt und als Listennachfolger des verstorbe-
nen Zugers Wolfgang Zürcher (17.11.1901–13. 2.1947) im
Kantonsrat Einsitz, 1950 kandidiert Hürlimann in der Ge-
meinde Walchwil und wird wieder gewählt. Er gehörte also
zweimal dem Kantonsrat an. Seine erste Amtszugehörig-
keit als Kantonsrat der Stadt Zug hat von 1947 bis 1950 und
seine zweite als Kantonsrat der Gemeinde Walchwil von
1951 bis 1954 gedauert. 

Für jede Amtszugehörigkeit werden in der elektroni-
schen Behördendatenbank die folgenden Informationen
möglichst vollständig erfasst: 
• Wahldatum bzw. Wahljahr: Das Wahldatum ist das Da-
tum, an dem die Wahl vorgenommen wird, sei es an der
Urne, an einer Versammlung durch das Stimmvolk oder an
einer Sitzung der zuständigen Wahlbehörde. Bei Wahlen
ohne Wahlgang (stille Wahlen) gilt im Allgemeinen das 
Datum des Beschlusses der für die Wahlvalidierung zustän-
digen Behörde als Wahldatum. Wenn als Folge einer 
Demission eines Mitgliedes einer Behörde, die im Proporz
gewählt wird, der Listennachfolger ins Amt «nachrutscht»,
wird ebenfalls das Datum des Beschlusses der Wahlbestäti-
gung durch die zuständige Behörde als Wahldatum – sofern
dieses in den Quellen gefunden werden kann – verwendet.3

Ist aber dieses Datum nicht bekannt, wird das Datum der
Vereidigung beziehungsweise das Datum der ersten doku-
mentierten Sitzungsteilnahme des Neugewählten ein-
gesetzt. Solche Spezialfälle werden in der elektronischen
Behördendatenbank jeweils unter der Rubrik Diverses
notiert. Oft ist das Wahljahr bekannt oder lässt sich er-
schliessen, das genaue Wahldatum aber nicht, deshalb wer-
den in der Datenbank die beiden Daten gesondert erfasst.
• Amtsbeginn: Als Amtsbeginn gilt das Jahr, in dem das
Amt offiziell angetreten wird. Bei ordentlichen Wahlen ent-
spricht dies den gebräuchlichen Legislaturjahren. Eine or-
dentliche Legislatur der politischen Behörden dauert heute
vier, jene der Justizbehörden sechs Jahre. Erstere enden am
Ende eines Jahres, Letztere in der Mitte. Ein Sonderfall ist
der Kantonsrat: Obwohl die konstituierende und damit die

erste Sitzung eines neu gewählten Kantonsrates gemäss § 1
der Geschäftsordnung des Kantonsrates jeweils bereits im
Dezember, also kurz nach der Wahl, durchgeführt werden
muss, verwenden wir erst das folgende Jahr als Amts-
beginn. Ein Beispiel: Die Wahlen für die Legislaturperiode
1995 bis 1998 fanden am 13. November 1994 und die kons-
tituierende Sitzung bereits am 28. November 1994 statt.
Trotzdem gilt für die Datenbank das Jahr 1995 als Amts-
beginn. 

Auf das Erfassen eines präzisen Datums für den Amts-
beginn wird verzichtet, weil ein genaues Antrittsdatum nur
bei den legislativen Behörden wie Kantonsrat und Grosser
Gemeinderat, deren Sitzungen öffentlich sind, mit vertret-
barem Aufwand festgestellt werden kann. Recht schwierig
wäre es, ein solches Datum für die einzelnen Gemein-
debehörden und insbesondere für die Behörden der Judi-
kative in Erfahrung zu bringen. Ebenso ist es recht um-
ständlich und mit erheblichen Hindernissen verbunden, ein
präzises Datum für den Amtsbeginn von Behördenmitglie-
dern zu finden, die während einer laufenden Legislatur in
einer Behörde Einsitz nehmen. 
• Amtsende: Das Amtsende wird durch das Jahr, in dem der
Amtsinhaber aus dem Amt ausscheidet, definiert. Es fällt
meist mit dem Ende der Legislatur zusammen. Für die elek-
tronische Behördendatenbank wird ergänzend versucht, ein
präzises Datum für das Amtsende zu eruieren und zu er-
fassen. Beim Ausscheiden auf Ende einer ordentlichen
Legislatur, die, wie gesehen, üblicherweise auf Ende Jahr
schliesst, wird der 31. Dezember als Datum für das Amts-
ende eingesetzt; endet aber eine Wahlperiode deutlich vor
dem 1. Dezember beziehungsweise während des Jahres, so
wird die erste beziehungsweise die konstituierende Sitzung
des neuen Rates als Enddatum der Amtszugehörigkeit ver-
wendet. Bei Rücktritten während des Jahres wird – falls
bekannt – das effektive Rücktrittsdatum andernfalls das
Datum der Wahl des Nachfolgers beziehungsweise der
Nachfolgerin verwendet.
• Partei: Die Mitgliedschaft in einer Partei ist für die Vertre-
ter in den eidgenössischen Behörden und die Mitglieder der
kantonalen Behörden heute im Allgemeinen eine Selbst-
verständlichkeit. Auf der gemeindlichen Ebene und insbe-
sondere bei einzelnen Bürger- und Kirchgemeinden spielt
das Parteibuch aber keine oder zu mindest eine untergeord-
nete Rolle. Es ist deshalb zu beachten, dass die Partei-
zugehörigkeit von Politikerinnen und Politikern, die nur
auf gemeindlicher Ebene aktiv sind, oft nicht unmittelbar
aus den im Umfeld von Wahlen publizierten Unterlagen
oder aus den Wahlprotokollen herausgelesen werden kann.
Angaben zur Parteizugehörigkeit sind deshalb recht häufig
aus Sekundärquellen oder gar aus den Nekrologen entnom-
men oder erschlossen worden. 

In neuerer Zeit legen einzelne Behördenmitglieder Wert
auf die Feststellung, dass sie «parteilos» sind, obwohl sie
auf der Liste und mit Unterstützung einer politischen Partei

3 Gesetz über die Wahlen und Abstimmungen vom 28. September 2006,
§ 51: «[...] wird während der Amtsperiode ein Sitz frei, so erklärt der
Gemeinderat bei Kantonsratswahlen und der Regierungsrat bei Regie-
rungsratswahlen die erste Ersatzkandidatin oder den ersten Ersatzkan-
didaten für gewählt.»
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gewählt werden und zuweilen auch Mitglied einer Partei-
fraktion sind. Dies wird selbstverständlich bei der Daten-
erfassung, sofern es uns zur Kenntnis kommt und doku-
mentiert werden kann, berücksichtigt. In einem separaten
Kommentarfeld der Datenbank können solche und ähn-
liche ergänzende Erläuterungen zur politischen Ausrich-
tung oder auch zu Parteiwechseln während einer Amts-
zugehörigkeit gemacht werden.4

Die Parteinamen sind vereinheitlicht. Als Parteibe-
zeichnungen werden für die ganze Untersuchungszeit die
heute gängigen Parteinamen und Parteikürzel verwendet,
also auch für Behördenmitglieder des 19. Jahrhunderts. Wir
sind uns bewusst, dass dies ahistorisch ist. Aber nur so kann
auf einfache Art eine gewisse diachronische Entwicklung
der parteipolitischen Zusammensetzung einzelner Behör-
den nachgezeichnet werden. Die Parteibezeichnungen
Christlichdemokratische Volkspartei mit dem Parteikürzel
CVP, Freisinnig-demokratische Partei mit FDP und die 
Sozialdemokratische Partei mit SP stehen im 19. Jahrhun-
dert und auch noch im frühen 20. Jahrhundert somit nicht
ausschliesslich für eine eigentliche Parteimitgliedschaft,
sondern bezeichnen ein politisches Programm, also CVP
steht für eine (katholisch-)konservative, FDP für eine libe-
ral-freisinnige und SP für eine sozialistische Haltung. 
• Wahlkreis: Nur der Gross- beziehungsweise Kantonsrat
wird nach Wahlkreisen gewählt. Jede Einwohnergemeinde
bildet seit 1848 einen eigenen Wahlkreis. Von 1848 bis
1874 hatte der Grossrat selbst fünf Grossräte frei aus allen
Kantonsbürgern zu wählen (Kooptation).5 Von 1883 bis
1894 bildete der Kanton als Ganzes neben den einzelnen
Gemeinden einen zusätzlichen zwölften Wahlkreis, dem 
15 Kantonsratsmandate zustanden.6

Erfasste Behörden und ihre Mitglieder
Das abgeschlossene Projekt konzentriert sich zeitlich auf
die zugerischen Behördenmitglieder von 1848 beziehungs-
weise von 1874 bis 2007.7 So sind vollständig erfasst: 
• die Zuger Vertreter in den nationalen Behörden von 
1848 bis 2007 (59 Personen und 64 Amtszugehörigkeiten,
s. Tab. 2): Nationalräte, Ständeräte, Bundesräte, Bundes-
kanzler, Bundesrichter.
• die Mitglieder der kantonalen Behörden von 1848 bis
20078 (1426 Personen und 2344 Amtszugehörigkeiten, 
s. Tab. 3): 
– Legislative: Verfassungsrat von 1847/48; Gross- bezie-

hungsweise Kantonsrat sowie Präsident .9

– Exekutive: Regierungsrat sowie Landammann und Land-
schreiber.

– Judikative: Obergericht sowie Präsident und Ersatzmit-
glieder; Kantonsgericht sowie Präsident und Ersatzmit-
glieder; Kassations- und Revisionsgericht sowie Präsi-
dent und Ersatzmitglieder; Strafgericht sowie Präsident;
Verwaltungsgericht sowie Präsident und Ersatzmit-
glieder; Gerichtsschreiber.

• die Mitglieder der gemeindlichen Behörden von 1874 bis
200710 (2198 Personen und 3154 Amtszugehörigkeiten):
Gemeinderat (früher Einwohnergemeinderat genannt) so-
wie Präsident und Schreiber; Bürgerrat sowie Präsident und
Schreiber; Kirchenrat sowie Präsident und Schreiber. 

Anfänglich bestand die Absicht, auch die Behördenmit-
glieder der Zuger Korporationsgemeinden vollständig in
die Datenbasis einzubeziehen. Aber im Verlauf des Projek-
tes musste dieses Ziel aufgegeben werden. Für einige
Korporationsgemeinden sind die Überlieferungen und die
zur Verfügung stehenden Quellen sehr lückenhaft und dürf-
tig. Insbesondere im 19. und frühen 20. Jahrhundert konn-
ten keine vollständigen Ämterlisten zusammengestellt
werden. Ebenso bereitete die Identifizierung zahlreicher
Korporationsräte wegen häufiger Namensgleichheit und
gleichzeitig fehlenden, zusätzlicher identifizierenden An-
gaben, wie zum Beispiel (Ehe-)Partner, Beruf, Wohnort
oder gar Geburtsdatum, grösste Schwierigkeiten. Die Kor-
porationsratsprotokolle, soweit sie überhaupt überliefert
und dadurch eingesehen werden können, schweigen sich
allzu häufig über Rücktritte beziehungsweise Neu- und 
Ergänzungswahlen aus und auch die Wahlprotokolle, wenn
sie erhalten geblieben sind, sind für die Identifizierung der
Gewählten oft keine grosse Hilfe. 

Behörde Anzahl Davon Amtszugehörigkeit
Personen Frauen

Bundesrat 2 0 2
Ständerat 29 0 30
Nationalrat 29 0 29
Bundeskanzler 1 1 1
Bundesrichter 2 0 1

Tab. 2
Zuger in eidgenössischen Behörden: Anzahl Personen und Amts-
zugehörigkeiten.

4 Die wenigen dokumentierten Parteiwechsel während einer Amtsdau-
er sind durch Doppelnennungen der Parteikürzel erfasst zum Beispiel
«FDP/SVP».

5 Kantonsverfassung von 1848 § 40 und 41.
6 Kantonsverfassung von 1882 und Ausführungsbestimmung zur Par-

tialrevision der Verfassung vom 1. Juni 1882.
7 In der elektronischen Datenbank sind bereits weitere Behörden und

zugehörige Amtsträger erfasst. Diese sind weder überprüft noch voll-
ständig und deshalb für eine Publikation (noch) nicht geeignet. Dies
betrifft insbesondere die Behörden der Korporationsgemeinden (vgl.
Tab.1).

8 1848 wurde mit der Schaffung des Bundesstaates und der neuen Kan-
tonsverfassung die wesentliche Grundlage für die noch heute gültige
politische Organisationsstruktur des Kantons Zug geschaffen.

9 Für die Legislative wurde in der Verfassung von 1848 die Bezeich-
nung «Grossrat» verwendet, seit 1874 gilt die Bezeichnung «Kantons-
rat». Im Folgenden verwenden wir vereinfachend nur den Begriff
«Kantonsrat».

10 Erst 1874 wurde die im Wesentlichen noch heute gültige Struktur der
kommunalen Ebene, nämlich der Gemeinden (Einwohnergemein-
den), der Bürgergemeinden, der Kirchgemeinden und der Korpora-
tionsgemeinden, geschaffen.
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Quellengrundlage
Alle Einzelinformationen der elektronischen Behörden-
datenbank werden mit einem Quellenverweis belegt. So
wird es in Zukunft möglich sein, widersprüchliche In-
formationen, entstanden durch falsche Angaben in den
Quellen, durch Abschreib- oder Druckfehler sowie durch
fehlerhafte Identifikationen, mit vertretbarem Aufwand zu
überprüfen und entsprechend zu korrigieren. Als Quellen
für die Amtsträgerdaten sind hauptsächlich amtliche Wahl-
protokolle, Protokolle der einzelnen Behörden sowie Pub-
likationen im amtlichen Teil des Amtsblattes benutzt wor-
den. Nur als sekundäre Quellen sind die Staatskalender, die
Rechenschaftsberichte der einzelnen Behörden, Wahlvor-
schauen, Wahlpropaganda und Wahlberichte in den zuge-
rischen Zeitungen, aber auch Verlautbarungen der Parteien
zu Rate gezogen worden. 

Für die personenbezogenen Daten sind zusätzlich zu
den bereits genannten Quellen auch genealogische und bio-
grafische Arbeiten, publizierte Zivilstandsnachrichten und
vor allem Zeitungen konsultiert worden. Neuerdings steht
auch das Internet als ertragreicher Informationspool zur
Verfügung, dessen Angaben aber je nach Urheber der ein-
zelnen Web-Seite mit der notwendigen Vorsicht beurteilt
werden müssen. Eine reiche Quellengattung, die aber nicht

11 Ernst Zumbach, Zugerisches Ämterbuch. Organisation und Personal-
bestand der Behörden und Ämter des Kantons und der Gemeinden.
Zug 1953.

immer verlässliche Informationen liefert, bilden die Nekro-
loge in den lokalen Zeitungen. Sehr hilfreich sind auch 
immer wieder mündliche Informationen von Kennerinnen
und Kennern der lokalen Politszene. Gerade Personen mit
engen Verbindungen zu Politik und Verwaltung oder deren
Familienangehörige helfen oft, mit einem einzigen, aber
entscheidenden Hinweis die richtige Spur zu finden, die zur
korrekten Identifikation einer Person führen kann. Diese
mündlichen Informationen werden, soweit möglich, später
durch schriftliche Quellen verifiziert und mit der neuen
Quellenangabe belegt. 

Das umfangreiche Informationsmaterial zu Personen
und Amtsträgern, das vom «Zugerischen Ämterbuch» des
damaligen Landschreibers Ernst Zumbach11 und aus dessen
umfangreichen Personenkartei übernommen werden konn-
te, bildete anfänglich die Grundlage für die erste Daten-
erfassung. Diese Informationen sind weit möglichst über-
prüft und mit neuen, überprüfbaren Quellenverweisen
belegt worden.

Vollständigkeit der Daten
Das politische Leben des Kantons Zug auf nationaler, kan-
tonaler und gemeindlicher Ebene haben während der letz-
ten 160 Jahre insgesamt 3059 Personen geprägt, die 5560
mal als Amtsträger ein politisches Amt ausübten. Jede poli-
tisch tätige Person ist im Durchschnitt ungefähr zweimal 
in ein Amt gewählt worden. Für 2990 Politikerinnen und

Behörde Anzahl Davon Amtszugehörigkeit
Personen Frauen

Verfassungsrat von 1847/48 69 0 69

Kantonsrat 1202 80 1440
Kantonsratspräsident 63 3 79

Regierungsrat 112 4 118
Landammann 50 1 80
Landschreiber 11 0 11

Kantonsgericht 75 5 79
Kantonsgericht Ersatz 77 7 77
Kantonsgerichtspräsident 11 0 11

Obergericht 105 6 107
Obergericht Ersatz 132 11 136
Obergerichtspräsident 20 1 20

Verwaltungsgericht 21 5 21
Verwaltungsgericht Ersatz 26 9 26
Verwaltungsgerichtspräsident 3 0 3

Strafgericht 5 1 5
Strafgerichtspräsident 2 1 2

Kassations- und Revisionsgericht 19 0 19
Kassations- und Revisionsgericht Ersatz 15 0 15
Kassations- und Revisionsgerichtspräsident 4 0 4

Gerichtschreiber 1 10 0 10
Gerichtschreiber 2 12 1 12

Tab. 3
Kantonale Behörden von 1848
bis 2007: Anzahl Personen und
Amtszugehörigkeiten.



12 Der Kanton Zug war von 1848 bis 1921 mit einen, von 1922 bis 2002
mit zwei und seit 2003 mit drei Nationalräten in Bern vertreten.
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Politiker oder 97,7 Prozent ist das Geburtsdatum oder
mindestens das Geburtsjahr bekannt. Die 69 Personen, bei
denen bis heute das Geburtsdatum nicht ermittelt werden
konnte, sind ausschliesslich auf der kommunalen Ebene
politisch tätig gewesen: Von den 1098 Personen, die zwi-
schen 1874 und 2007 die Geschicke der Einwohnergemein-
den leiteten, konnte nur für zwölf oder 1,1 Prozent keine
Angabe zum Geburtsjahr gemacht werden. Klein ist auch
der Anteil bei den Bürgergemeinden, von den 584 Personen
fand sich bei neun oder 1,5 Prozent kein Geburtsjahr. Dop-
pelt so gross ist der Anteil bei den römisch-katholischen
Kirchgemeinden, von den 673 Kirchenräten und Kirchen-
schreibern sind es zwanzig oder 3,0 Prozent. Mit Abstand
am grössten ist der Anteil von Personen ohne Geburts-
angaben bei den Kirchenbehörden der evangelisch-refor-
mierten Kirchgemeinde. Von den 197 Behördemitgliedern
konnte für dreissig oder für 15,2 Prozent kein Geburts-
datum oder -jahr ermittelt werden. Allein im 19. Jahrhun-
dert sind für 24 evangelisch-reformierte Kirchenräte nur
der Name und der Vorname sowie der Wohnort, allenfalls
noch eine Berufsangabe überliefert. Sie alle sind von aus-
wärts in den Kanton Zug gezogen und hatten wohl nur für
kurze Zeit hier gelebt und gearbeitet und später den Kanton
wieder verlassen, ohne in den Quellen weitere, identifizie-
rende Spuren zu hinterlassen. 

Das Ausfindigmachen der Todesdaten ist oft mit
Schwierigkeiten verbunden und bedeutet im Allgemeinen
einen erheblich grösseren zeitlichen Aufwand. Vor allem
die seit dem letzten Viertel des 20. Jahrhunderts stark ge-
stiegene Mobilität, die zunehmende Individualisierung und
die damit zusammenhängende deutlich gewachsene Zu-
rückhaltung bei der Preisgabe von persönlichen Informa-
tionen in der Öffentlichkeit können als Gründe dafür ge-
nannt werden. Es kann aber trotzdem festgehalten werden,
dass die Daten über alles betrachtet sehr vollständig erfasst
werden konnten und dass sie sich auch für statistische Aus-
wertungen bestens eignen.

Im Rahmen dieser kurzen Vorstellung des Zuger Behör-
denverzeichnisses soll nicht versucht werden, die immense
Datenfülle bis in alle Details auszuwerten oder zu inter-
pretieren. Trotzdem möchten wir am Beispiel der Zuger
Parlamentarier in Bern sowie einiger ausgewählten Fra-
gestellungen zeigen, wie aussagekräftig diese Datengrund-
lage ist.

Die Zuger National- und Ständeräte: Vorarbeiten für
ein Kollektivporträt
Seit der Gründung des Bundesstaates im Jahr 1848 bis zu
den Wahlen im Herbst 2007, also während der letzten 160
Jahre, haben insgesamt 57 Männer für den Kanton Zug in
den beiden Kammern des eidgenössischen Parlaments
politisiert: 29 als Nationalräte12 und ebenso viele als
Ständeräte. Nur zweimal schenkte das Zuger Stimmvolk
Ständeräten nach ihrem Rücktritt und einem längeren
Unterbruch ein zweites Mal das Vertrauen für ein Mandat 
in Bern. Der konservative Stadtzuger Politiker Alois
Schwerzmann (12.1.1826–21. 8.1898) wurde im jugend-
lichen Alter von 28 Jahren 1854 in den Ständerat gewählt.
Er vertrat den Kanton Zug in Bern während acht Jahren bis
1861. Zehn Jahre später, 1872, schickten die Zuger Stimm-
bürger Schwerzmann erneut nach Bern, diesmal aber in den
Nationalrat, dem er sieben weitere Jahre angehörte. Der
konservative Baarer Josef Leonz Schmid (30.11.1854–
10. 5.1913) wurde zum ersten Mal 1883 im Alter von erst
29 Jahren für eine Legislatur in den Ständerat gewählt und
23 Jahre später, im Jahr 1909, im Alter von 55 Jahren, ein
zweites Mal. Seine zweite Amtszugehörigkeit endete 1913
mit seinem frühen Tod.

Politischer Leistungsausweis bei der Wahl
Eidgenössische Parlamentarier aus dem Kanton Zug konn-
ten bis weit ins letzte Viertel des 20. Jahrhunderts bei ihrer
Wahl auf einen politischen Leistungsausweis in der kan-
tonalen Politik verweisen (Tab. 4). Alle 25 Nationalräte bis
1983 – mit Ausnahme des ersten, 1848 gewählten – waren
bei ihrer Wahl bereits als Kantonsrat aktiv gewesen und/
oder hatten zusätzlich als Mitglied des Regierungsrates po-
litische Erfahrungen gesammelt. Aber auch der erste Zuger
Nationalrat, der konservative Stadtzuger Silvan Schwerz-
mann (6.7.1800–5.4.1866) war bei seiner Wahl 1848 kein
politischer Neuling, obwohl er vor 1848 weder dem Kan-
tonsrat, dem «Dreifachen Landrat», noch dem Verfassungs-
rat von 1847/48 angehört hatte. Er vertrat in den 1830er
Jahren den Kanton Zug an den eidgenössischen Tagsat-
zungen. Die kantonale Politik war ihm als langjähriger
zweiter Landschreiber und als Richter bestens vertraut. Die
aktive politische Tätigkeit auf kantonaler Ebene war für

Kantonsrat Kantonsrat und Regierungsrat Weder Kantonsrat
Regierungsrat noch Regierungsrat

Nationalrat
1848–1920 10 6 6 1*
1921–2007 12 4 6 3 

Ständerat
1848–1920 17 8 8 1
1921–2007 8 4 4 3

Tab. 4
Politischer Leistungsausweis der
Zuger National- und Ständeräte
bei der Wahl: Amtszugehörigkeit
im Kantonsrat und Regierungs-
rat (* = Tagsatzungsgesandter, 
Richter und zweiter Land-
schreiber).
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eine erfolgreiche Wahl in den Nationalrat wie ein unge-
schriebenes Gesetz. Diese Tradition wurde 1983 erstmals
mit der Wahl des christlichdemokratischen Politikers Peter
Hess von Zug gebrochen. Dieser war vor der Wahl in kanto-
nalen politischen Behörden nicht aktiv in Erscheinung ge-
treten, wenn man vom Mandat als Ersatzrichter im Verwal-
tungsgericht, das er zwischen 1977 und 1984 innehatte,
absieht. Politische Erfahrung hatte er auf kommunaler
Ebene als langjähriges Mitglied des städtischen Parlaments
gesammelt. Im Herbst 1999 wurde diese Tradition dann
endgültig gebrochen. Es wurden gleichzeitig zwei Querein-
steiger, also Männer, die vor der Wahl weder auf kantonaler
noch auf gemeindlicher Ebene ein politisches Amt inne-
hatten, in den Nationalrat gewählt: Hajo Leutenegger von
der Freisinnig-demokratischen Partei und Marcel Scherer
von der Schweizerischen Volkspartei. 

Ähnliches gilt für die Zuger Ständeräte. 1850 wurde 
als grosse Ausnahme der politisch unerfahrene, konserva-
tive, erst 28 Jahre alte Martin Anton Keiser (7.1.1822–
8.8.1854) in den Ständerat gewählt. Er war damals wohl
Redaktor der Neuen Zuger Zeitung, war aber noch in kein
politisches Amt gewählt worden. Alle andern 25 von 1848
bis 1970 gewählten Zuger Ständeräte waren bereits vor
ihrer Wahl auf der kantonalen politischen Bühne als Kan-
tonsräte aktiv in Erscheinung getreten, zwölf hatten zusätz-
lich auch als Regierungsräte Exekutiverfahrung machen
können. In der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts wurden
erstmals drei Ständeräte gewählt, die bei ihrer Wahl nur in
ihren Wohngemeinden politisch aktiv waren: Der freisin-
nige Othmar Andermatt als Gemeinderat und Gemeinde-
präsident in Baar und die beiden christlichdemokratischen
Politiker Markus Kündig als Mitglied des städtischen Par-
laments und dessen Präsident 1971/72 und Peter Bieri als
Gemeinderat in Hünenberg. In den Ständerat schaffte es bis
heute (noch) kein politischer Quereinsteiger. 

Alter bei der Wahl ins eidgenössische Parlament
• Periode 1848–1920
Während der Jahre 1848 bis 1920 waren die neu gewählten
Ständeräte deutlich jünger als die Nationalräte (Tab. 5).
Vier der 19 Ständeräte zählten bei ihrer Wahl noch keine 30
Jahre, weitere sechs waren 31–40 Jahre alt. Mit andern
Worten: Die Hälfte der Ständeräte war bei der Wahl noch
keine 40 Jahre alt. Älter als 50 Jahre waren nur drei. Als
jüngster Ständerat wurde 1850 der erst 26-jährige, konser-
vative Johann Uhr (27. 2.1824–17. 2.1865) von Menzin-
gen in den Ständerat gewählt. Er ist bis heute der jüngste
Zuger Ständerat geblieben. Uhr war damals in der Politik
bereits aktiv tätig: Verfassungsrat 1847/48, Kantonsrat seit
1848 und seit Januar 1850 auch Regierungsrat. Als Ältester
mit 57 Jahren wurde 1899 der konservative Franz Philipp
Meyer (28. 2.1842–11. 3.1909) von Steinhausen gewählt.

Die Nationalräte der Periode 1848 bis 1920 waren deut-
lich älter als die Ständeräte. Je vier Nationalräte waren zwi-

schen 31 und 40 Jahre und zwischen 41 und 50 Jahre alt.
Zwei waren bei der Wahl älter als 60 Jahre. Als jüngster
Nationalrat wurde 1878 für die Konservative Partei der 
34-jährige Nikolaus Moos (1.4.1844–17. 3.1899) von Zug
gewählt. Er war immerhin acht Jahre älter als der jüngste
Ständerat, aber auch Moos blieb bis heute der jüngste 
Zuger Nationalrat. Ältester neu gewählter Nationalrat war
der 66-jährige, konservative Nationalrat Alois Müller
(31.1.1821–30. 3. 1889) von Baar. Er war neun Jahre älter
als der älteste Ständerat.
• Periode 1921–2007
Die Altersunterscheide zwischen den beiden Räten hatten
sich einander angenähert. Politiker im Alter unter 40 Jah-
ren wurden nur noch selten ins eidgenössische Parlament 
(5 Nationalräte und 2 Ständeräte) gewählt. Die grosse
Mehrheit, ob Nationalrat (44 Prozent) oder Ständerat (45
Prozent), war bei der Wahl zwischen 41 und 50 Jahre bezie-
hungsweise zwischen 51 und 60 Jahre (Nationalrat 22 Pro-
zent, Ständerat 36 Prozent) alt. Als Methusalem unter den
neu Gewählten kann der konservative Baarer Josef Pla-
zidus Steiner (29.12.1852–27. 2.1941) bezeichnet werden.
Er wurde als 70-Jähriger 1922 in den Nationalrat gewählt.
Sieht man von diesem Einzelfall ab, so beträgt die Alters-
spanne vom jüngsten (35 Jahre alt) zum ältesten Ständerat
(55 Jahre alt) 20 Jahre und vom jüngsten (37 Jahre alt) zum
ältesten Nationalrat (53 Jahre alt) gar nur 15 Jahre. 

Das «ideale» Alter für den Einstieg in die nationale Po-
litik hat sich seit dem 19. Jahrhundert deutlich nach oben
verschoben und liegt heute zwischen 41 und 50 Jahren.

Dauer der Ratszugehörigkeit 
• Periode 1848–1920
Von elf Nationalräten waren sieben oder zwei Drittel zwi-
schen fünf und sieben Jahre im Amt (Tab. 6). Länger waren
nur zwei Zuger im Nationalrat: der 1896 gewählte Klemens
Iten (24. 2.1858–16.1.1932) während 16 Jahren und der

Tab. 5
Alter der Zuger National- und Ständeräte bei der Wahl.

1848–1920 1921–2007
Alter Amtsjahre % Amtsjahre %
Nationalrat
25–30 0 0 0 0
31–40 4 36 5 28
41–50 4 36 8 44
51–60 1 9 4 22
61–70 2 19 1 6
Total 11 100 18 100

Ständerat
25–30 4 21 0 0
31–40 6 32 2 18
41–50 6 32 5 46
51–60 3 15 4 36
61–70 0 0 0 0
Total 19 100 11 100
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1911 gewählte Hermann Stadlin (23.4.1872–7.7.1950)
während zehn Jahren. 

Weniger einheitlich zeigt sich das Bild bei den Stän-
deräten. Mit Abstand die längste ununterbrochene Amtszeit
als eidgenössischer Parlamentarier hält der Chamer Stän-
derat Josef Hildebrand (28. 6.1855–16. 3.1935), der wäh-
rend langen 49 Jahren der konservativen Parteifraktion
angehörte.13 Der Vergleich mit der kumulierten Ratszeit
von 26 Ratsjahren der acht Ständeräte, die nur vier und 
weniger Jahre im Stöckli sassen, macht deutlich, dass der
Einfluss Hildebrands auf die Politik wesentlich grösser war
als jener dieser acht «Kurzzeit-Ständeräte». Je vier Stän-
deräte gehörten dem Ständerat fünf bis acht Jahre be-
ziehungsweise 13 bis 16 Jahre an.

Während die Nationalräte im Allgemeinen acht und we-
niger Jahre ihr Amt ausübten, waren die meisten Ständeräte
nur recht kurze Zeit im Amt, einer aber sehr lange.
• Periode 1921–2007 
Eine starke Gruppe von sieben Nationalräten liess sich vom
Stimmvolk vier- bis gar fünfmal hintereinander wieder
wählen. Sie zählten zusammen 112 Amtsjahre. Die andere,
um eine Person grössere Gruppe von acht Politikern, die
nur während einer Legislatur in Bern aktiv waren, brachte
es zusammen nur gerade auf 34 Ratsjahre.

Von den elf Ständeräten war nur der spätere Bundesrat
Philipp Etter (21.12.1891–23.12.1977) bloss eine Legis-
latur im Ständerat. Vier Standesherren liessen sich gar vier-
mal wieder wählen, deren Amtszeiten kumulierten sich auf
61 Ratsjahre, zählt man die 21 Ratsjahre von Markus Kün-
dig und die 30 Ratsjahre von Augustin Lusser (17.1.1896–
25.11.1973) dazu, so politisierten diese sechs Personen

während knapp 75 Prozent aller verfügbaren Ständerats-
jahre in Bern. 

Ein einmal gewählter Ständerat hat gute Chancen mehr-
fach wieder gewählt zu werden. Für einen Zuger National-
rat aber ist die erste Wiederwahl kritisch, wird diese erfolg-
reich überstanden, so ist eine dritte und vierte Legislatur
üblich. 

Parteizugehörigkeit
In der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts prägten zwei po-
litische Strömungen die Zuger Politik: einerseits die Kon-
servativen und anderseits die Liberalen oder Freisinnigen.
Um die Jahrhundertwende zum 20. Jahrhundert bildeten
sich in einzelnen Gemeinden sozialdemokratische Partei-
sektionen, aus denen die Sozialdemokratische Partei des
Kantons Zug hervorging. Diese erhielt im Verlauf des letz-
ten Viertels des 20. Jahrhunderts zunehmend Konkurrenz
durch linke und umweltpolitisch engagierte Gruppierun-
gen, die sich schliesslich kantonal als «Sozialistisch Grüne
Alternative» etablierten. Gegen Ende des 20. Jahrhunderts
trat auch die Schweizerische Volkspartei auf die politische
Bühne im Kanton Zug (Abb. 2). 

Die ersten beiden Nationalräte von 1848 bis 1860 ver-
traten konservatives Gedankengut. Von 1860 bis 1872
wurde der einzige Zuger Sitz im Nationalrat zweimal durch
freisinnige Politiker neu besetzt. Es folgte nach 1872 eine
längere Periode mit konservativen Vertretern, die 1896
endete. Die Freisinnigen schickten in der Folge bis 1943
einen der Ihrigen nach Bern. Seit 1922 stehen dem Kanton
Zug zwei Nationalräte zu. Das zweite Mandat errang die
katholisch-konservative Volkspartei, die seither bis heute
ohne Unterbruch immer einen Vertreter im Nationalrat
hatte. Zweimal gelang es der sozialdemokratischen Partei,
allerdings jeweils nur für je eine Legislatur, den Frei-
sinnig-demokratischen Sitz zu erobern: 1943 mit Fritz Jost
(19. 9.1903–26. 3.1980), gebürtig von Langnau (Kanton
Bern) und wohnhaft in Zug, und 1975 mit Thomas Fraefel,
gebürtig von Lommis (Kanton Thurgau) und wohnhaft in
Zug. 1995 gewann die Sozialdemokratische Partei mit Armin
Jans, Bürger von Steinhausen, das dritte Mandat. Dieser
Sitz fiel aber 1999 der Schweizerischen Volkspartei mit
Marcel Scherer zu. Seit 2003 politisieren im Nationalrat für
den Kanton Zug wie bisher je ein Vertreter der Christlich-
demokratischen Volkspartei und der Schweizerischen Volks-
partei sowie erstmals als Vertreter der Sozialistisch Grünen
Alternative Josef Lang. Das parteipolitische Spektrum hat
sich, seit dem Kanton Zug drei Nationalräte zustehen, also
ausgeweitet. Sowohl auf der rechten wie auf der linken Sei-
te sind Vertreter neuer Parteien wählbar geworden. 

Die ersten beiden Zuger Ständeräte vertraten in Bern 
im Unterschied zum Vertreter im Nationalrat eine liberale
Gesinnung. Diese Ständeräte wurden aber schon nach 
13 Noch zwei Jahre länger war der Rischer Johann Peter Gügler

(17. 5.1830–1906) im Amt als Oberrichter.

1848–1920 1921–2007
Jahre Personen Amtsjahre Personen Amtsjahre
Nationalrat
1– 4 2 7 8 34
5– 8 7 49 2 16
9–12 1 10 1 10

13–16 1 16 3 48
17–20 0 0 2 20
21–24 0 0 2 44

30 0 0 0 0
49 0 0 0 0

Ständerat
1– 4 8 26 1 4
5– 8 4 25 2 15
9–12 1 11 2 22

13–16 4 57 4 61
17–20 0 0 1 20
21–24 1 18 0 0

30 0 0 1 30
49 1 49 0 0

Tab. 6
Ratszugehörigkeit der Zuger Stände- und Nationalräte.
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1848–1920 1921–2007
Alter Rücktritt Im Amt Rücktritt Im Amt

gestorben gestorben
Nationalrat
21–30 0 0 0 0
31–40 1 0 1 0
41–50 2 0 2 0
51–60 5 1 7 0
61–70 1 1 4 0
71–80 0 0 1 0
Total 9 2 15 0 

Ständerat
21–30 1 0 0 0
31–40 5 1 0 0
41–50 2 0 1 0
51–60 5 2 2 1
61–70 1 1 4 0
71–80 1 0 1 0
Total 15 4 8 1 

drei Jahren nicht wieder bestätigt, und zwei konservative
Politiker zogen nach Bern. 1858 gelang es den Liberalen
mit dem Zuger Karl Anton Landtwing (28.12.1819–
23.11.1882) den Konservativen ein Mandat abzuringen.
Landtwing konnte während 14 Jahren den Sitz verteidigen.
Von 1871 bis 1970 während hundert Jahren waren wieder
beide Ständeratsmandate in konservativer Hand. Im Herbst
1970 wählte das Zuger Stimmvolk den freisinnigen Baarer
Gemeindepräsidenten Othmar Andermatt ins Stöckli. Seit-
her teilen sich die Freisinnig-demokratische Partei und die
Christlichdemokratische Volkspartei die beiden Standes-
stimmen untereinander auf. 

Alter beim Rücktritt
Das Alter beim Ausscheiden aus dem Amt ist einerseits be-
stimmt durch den freiwilligen Rücktritt eines Behörden-
mitgliedes und andererseits durch den Tod (Tab. 7). 
• Periode 1848–1920
Vor 1920 traten die eidgenössischen Parlamentarier aus
dem Kanton Zug am häufigsten im Alter zwischen 51 und
60 Jahren von ihrem Amt zurück. Es fällt jedoch auf, dass
fast jeder fünfte Amtsträger als aktives Ratsmitglied starb:
Zwei von elf Nationalräten und vier von 19 Ständeräten.
• Periode 1921–2007
Im 20.Jahrhundert verschob sich das Rücktrittsalter bei 
den Nationalräten tendenziell, bei den Ständeräten deutlich
nach oben. Die meisten traten jetzt erst im Alter zwischen
61 bis 70 Jahren von ihrem Amt zurück. Von den 24 eid-
genössischen Parlamentariern starb während der Amtszeit
nur noch einer, nämlich der 59-jährige Ständerat Alois
Müller (24.8.1882–31.7.1941).

Zuger Bürger und Nicht-Zuger Bürger
Bis 1921 waren alle gewählten eidgenössischen Parlamen-
tarier ausschliesslich Zuger Bürger. Als erster Nicht-Zuger

wurde im Januar 1921 der in Cham wohnhafte Genfer Bür-
ger Robert Naville (10. 2.1884–31.1.1970) bei einer Er-
satzwahl für die Freisinnig-demokratische Partei in den
Nationalrat gewählt. Er stellte sich bei den Erneuerungs-
wahlen im Herbst 1922 nicht mehr zur Verfügung. Zehn
Jahre später, 1931, wählten die Zuger den Luzerner Josef
Stutz (18.4.1877–30.7.1948), gebürtig von Schongau, von
der Christlichdemokratischen Partei in den Nationalrat. 
Mit der Wahl des bereits erwähnten sozialdemokratischen
Berners Fritz Jost, gebürtig von Langnau, waren 1943 erst-
mals beide Zuger Nationalratsmandate für eine Legislatur
mit Nicht-Zuger Bürgern besetzt. Danach wurden bis 1967
wieder nur Zuger Bürger nach Bern gesandt. Seither aber

Abb. 2
Parteizugehörigkeit der Zuger National-
und Ständeräte von 1848 bis 2007.

Nationalrat

1848 1860 1870 1880 1890 1900 1910 1920 1930 1940 1950 1960 1970 1980 1990 2000 2007

Ständerat
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Christlichdemokratische Volkspartei

Freisinnig-demokratische Partei

Sozialdemokratische Partei

Schweizerische Volkspartei

Sozialistisch Grüne Alternative

Tab. 7
Alter der Zuger National- und Ständeräte beim Ausscheiden aus dem
Amt.

1

2

3

1

2
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konnten alteingesessene Zuger Geschlechter nur noch
zweimal einen Nationalrat stellen.

Alle 24 Ständeräte von 1848 bis 1974 mit Ausnahme
von Augustin Lusser (17.1.1896–25.11.1973), einem ge-
bürtiger Urner von Altdorf, der von 1941 bis 1970 als
Vertreter der katholisch-konservativen Volkspartei im
Ständerat Einsitz nahm, waren Zuger Bürger gewesen. Von
den vier seit 1974 gewählten Ständeräten waren die bei-
den freisinnigen Vertreter Zuger Kantonsbürger, nämlich
Andreas Iten von Unterägeri und Rolf Schweiger von Baar,
die beiden Vertreter der Christlichdemokratischen Volks-
partei waren Bürger von Nachbarkantonen, nämlich Mar-
kus Kündig, ein Aargauer, gebürtig von Sarmenstorf, und
Peter Bieri, ein Luzerner, gebürtig von Romoos.

Die jüngste Entwicklung zeigt, dass die Zuger Herkunft
der eidgenössischen Parlamentarier bei der Kandidatenkür
wie beim Wahlentscheid heute wohl kaum mehr eine be-
deutende Rolle spielt.

Schluss
Am Beispiel der Zuger National- und Ständeräte konnte
illustriert werden, wie vielfältig die Informationen im
Zuger Behördenverzeichnis für ein Kollektivporträt einer
Behörde genutzt werden können, so dass Entwicklungen
und Veränderungen über die Zeit sichtbar werden. Am Auf-
fallendsten ist wohl – um nur einen Aspekt noch einmal 
zu erwähnen – die Beobachtung, dass im 19. Jahrhundert
die Wahl von Jung-Politikern, die noch keine 30 Jahre alt 
waren, durchaus üblich war, im 20. Jahrhundert aber nicht
mehr.

Das Zuger Behördenverzeichnis gibt zum einen mit den
publizierten Listen schnelle Antworten auf Fragen wie
«Wer war in einer Behörde?», «Wie lange?», «Mit wel-
chem Alter?» oder «Welche Ämter hatte ein Politiker?»,
zum andern lassen sich anhand dieser Daten aber auch aus-
sagekräftige Profile der einzelnen Behörden über die Zeit
herausfiltern. 

Urspeter Schelbert


